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I. Einleitung 

Die Familie1, vor allem die Kernfamilie von Ehegatten und Kindern, bzw. der Privat-

haushalt ist eine ökonomische Produktionseinheit. Die volkswirtschaftliche Wert-

schöpfung erfolgt dabei nicht nur im Zusammenhang mit entgeltlichen, sondern auch 

mit unentgeltlichen Dienstleistungen. An diese ökonomische Einheit knüpft die 

Rechtsordnung sowohl in finanzieller als auch nichtfinanzieller Hinsicht mehrfach an: 

• Ehegatten, Eltern und Kinder sowie Verwandte in gerader Linie bilden eine Bei-

stands-2, Unterhalts-3 und Unterstützungseinheit4, die sich von familienfremden 

Dritten abgrenzt.  

• Das eheliche Güterrecht sieht eine interne und externe Einheit des ehelichen Ver-

mögens vor, die erst mit der Scheidung, dem Tod oder ausnahmsweise beim Eintritt 

der Gütertrennung aufgehoben wird. Das ZGB sieht sodann in Art. 335 ff. besonde-

re Regeln für das «Familienvermögen» vor (Familienstiftung und Gemeinder-

schaft).  

• Die Einheit des Familienvermögens wird sodann im Erbrecht geschützt, das die                

Übertragung von Familienvermögen an Dritte zu Lebzeiten und beim Tod, zwar 

nicht absolut, aber doch erheblich einschränkt (Pflichtteilsschutz5, Herabsetzung6, 

Gläubigerbenachteiligung7). 

• Das Steuerrecht schliesslich beruht auf dem Grundsatz der Familienbesteuerung8.  

                                                
1 Die Familie wird vom ZGB je nachdem als Grossfamilie oder als Klein- oder Kernfamilie ver-
standen. Die Grossfamilie setzt sich aus Verwandten (vgl. Art. 20 und Art. 252 ff. ZGB), Ver-
schwägerten (vgl. Art. 21 ZGB) und Verlobten (vgl. Art. 90 ff. ZGB) zusammen. Das Konzept der 
Grossfamilie äussert sich z.B. beim Rechtsinstitut der Gemeinderschaft (vgl. Art. 336 ff. ZGB). Die 
Klein- oder Kernfamilie setzt sich aus Ehegatten bzw. Eltern und Kindern und allenfalls weiteren 
Verwandten zusammen, die miteinander zusammenleben. Das ZGB definiert die Kleinfamilie je nach 
Rechtsproblem enger oder weiter: siehe z.B. Art. 95 ZGB (Ehehindernisse), Art. 125 ff. ZGB und Art. 
163 ff. ZGB (Unterhaltspflicht der Ehegatten), Art. 276 ff. (Unterhaltspflicht der Eltern), Art. 328 ff. 
ZGB (Unterstützungspflicht der Verwandten) oder Art. 470 ZGB (Pflichtteilsschutz). 
2 Vgl. Art. 159 Abs. 3 und Art. 272 ZGB. 
3 Vgl. Art. 163 und Art. 125 ff. sowie Art. 276 ff. ZGB. 
4 Vgl. Art. 328 ff. ZGB. 
5 Vgl. Art. 471 ff. ZGB. 
6 Vgl. Art. 527 ZGB. 
7 Vgl. Art. 497 und 524 ZGB. 
8 Vgl. Art. 3 Abs. 5 und Art. 9 DBG sowie Art. 3 Abs. 3 StHG.  
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• Ehe und Familienleben sind grundrechtlich geschützt9; Familien sind zudem vom 

Staat zu fördern10.  

Das Schadenausgleichsrecht versteht – wie die übrige Rechtsordnung – die Familie als 

eine Schadenregulierungseinheit. Einerseits können Angehörige Schaden- und Genug-

tuungsansprüche geltend machen11, andererseits erfolgt ein innerfamiliärer Schaden-

ausgleich: Ist ein Mitglied in Not, hilft die Familie. Diese Selbstverständlichkeit ist 

Ausdruck von Freiwilligkeit bzw. Konsequenz der im Familienrecht stipulierten Bei-

stands-, Unterhalts- und Unterstützungspflicht12. Für überdurchschnittliche Leistungen 

bestehen besondere Ausgleichsansprüche13.  

Die Koordination des innerfamiliären Schadensausgleichssytems mit anderen Scha-

denausgleichssystemen wirft zahlreiche Fragen auf. Eine derselben lautet: Kann aus 

der innerfamiliären Schadenausgleichspflicht eine Schadenminderungspflicht abgelei-

tet werden? Sind Angehörige insbesondere verpflichtet, an Stelle des Versicherten 

hauswirtschaftliche Mehrleistungen zu erbringen? 

II. Invaliditätsbemessung von im Haushalt tätigen Versicherten 

A. Invalidenversicherungsrechtlicher Status 

Der Gesetzgeber unterscheidet bei der Invaliditätsbemessung drei verschiedene Kate-

gorien von Versicherten: Erwerbstätige14, Nichterwerbstätige15 und Teilerwerbstäti-

ge16. Der Erwerbsstatus entscheidet über die anwendbare Invaliditätsbemessungs-

methode17. Die Statusfrage beurteilt sich nach den Verhältnissen, wie sie sich bis zum 

Erlass der Verwaltungsverfügung entwickelt haben, wobei für die hypothetische An-

nahme einer im Gesundheitsfall ausgeübten (Teil-)Erwerbstätigkeit der im Sozialver-

sicherungsrecht übliche Beweisgrad der überwiegenden Wahrscheinlichkeit erforder-

                                                
9 Vgl. Art. 13 Abs. 1 und 14 BV, und Art. 8 Abs. 1 EMRK. 
10 Vgl. Art. 41 Abs. 1 lit. c und e, 108 Abs. 4 und 119 Abs. 2 BV. 
11 Vgl. z.B. Art. 45 Abs. 3 und Art. 47 OR. 
12 Siehe dazu die Hinweise supra Fn 2–4. 
13 Vgl. z.B. Art. 164 f. ZGB. 
14 Vgl. Art. 16 ATSG und Art. 28 Abs. 2 IVG. 
15 Vgl. Art. 28 Abs. 2bis IVG sowie Art. 26bis und 27 IVV. 
16 Vgl. Art. 28 Abs. 2ter IVG und Art. 27bis IVV. 
17 Infra Ziff. II/B. 
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lich ist18. Es ist zu prüfen, ob der Versicherte ohne Invalidität mit Rücksicht auf die 

gesamten Umstände (teilweise) erwerbstätig oder in einem anerkannten Aufgabenbe-

reich beschäftigt wäre.  

Bei mutmasslich im Haushalt tätig gewesenen Versicherten sind die persönlichen, fa-

miliären, sozialen und erwerblichen Verhältnisse ebenso wie allfällige Erziehungs- 

und Betreuungsaufgaben gegenüber Kindern, das Alter, die beruflichen Fähigkeiten 

und die Ausbildung sowie die persönlichen Neigungen und Begabungen zu berück-

sichtigen19. Nicht massgebend ist, ob der Versicherte vor der Heirat erwerbstätig war; 

diese Tatsache kann allenfalls ein Indiz darstellen. Bei verheirateten Versicherten ist 

jedoch die Aufgaben- und Rollenverteilung im Rahmen der ehelichen Gemeinschaft 

zu beachten. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die Ehegatten gleichberechtigt sind 

und keine gesetzlich bestimmte Aufgabenteilung besteht20.  

Mit dieser Freiheit der Ehegatten in der Ausgestaltung ihrer Partnerschaft ist es insbe-

sondere nicht zu vereinbaren, einer traditionellen Rollenverteilung, die der Frau die 

Besorgung des Haushaltes zuweist, im Rahmen der Invaliditätsbemessung den Vor-

rang einzuräumen und die beruflichen bzw. erwerblichen Interessen der Ehefrau ge-

ringer einzustufen als diejenigen des Ehemannes21. 

B. Invaliditätsbemessungsmethode 

Dem jeweiligen invalidenversicherungsrechtlichen Status entsprechend werden drei 

Invalitätsbemessungsmethoden unterschieden, nämlich die Einkommensvergleichsme-

thode für Erwerbstätige, die Betätigungsvergleichsmethode für Nichterwerbstätige und 

die gemischte Methode für Teilerwerbstätige.  

Bei Nichterwerbstätigen ist die gesundheitsbedingte Einschränkung, sich im aner-

kannten Aufgabenbereich zu bestätigen, massgeblich (Betätigungsvergleichsmetho-

                                                
18 Siehe z.B. BGE 125 V 150 E. 2c.  
19 Vgl. z.B. BGE 117 V 194 E. 3b, 98 V 263 E. 1 und 98 V 268 E. 1c, ZAK 1985, S. 468 E. 1 und 
1975, S. 206 E. 1b sowie Urteile EVG vom 11.08.2003 (I 332/03) E. 4 und vom 30.07.2002 (I 248/02) 
E. 1.2. 
20 Vgl. Art. 163 Abs. 2 ZGB. 
21 Vgl. z.B. Urteil EVG vom 30.07.2002 (I 248/02) E. 1.2 und BGE 117 V 194 E. 3. 
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de)22.  Als anerkannter Aufgabenbereich gelten23 die übliche Tätigkeit im Haushalt, die 

Erziehung der Kinder, die unentgeltliche Mitarbeit im Betrieb des Ehegatten, gemein-

nützige und künstlerische Tätigkeiten und die gesamte Tätigkeit in einer klösterlichen 

Gemeinschaft24.  

Bei Teilerwerbstätigen gilt die gemischte Methode. Es werden für den erwerblichen 

Bereich und den Aufgabenbereich je separate Invaliditätsgrade ermittelt und addiert25. 

Der jeweilige Invaliditätsgrad wird im Erwerbsbereich durch einen Einkommens- und 

im Aufgabenbereich durch einen Betätigungsvergleich vorgenommen26. Der für den 

erwerblichen Bereich resultierende Invaliditätsgrad ist dabei mit demjenigen Prozent-

satz zu multiplizieren, welcher der an einem Vollpensum gemessenen teilweisen Er-

werbstätigkeit entspricht, die spezifische Arbeitsunfähigkeit im Aufgabenbereich mit 

der verbleibenden Differenz zu 100 %27.  

C. Sozialversicherungsrechtliche Hausarbeitsunfähigkeit 

1. Allgemeines 

Der bei der Betätigungsvergleichsmethode und der gemischten Methode massgebliche 

Hausarbeitsunfähigkeitsgrad hängt vom Ausmass der Arbeitsunfähigkeit des Versi-

cherten im jeweiligen Hauhalt ab28. Die Hausarbeit (einschliesslich Kinderbetreuung) 

wird in sieben verschiedene Arbeitsbereiche eingeteilt. In der Regel ist davon auszu-

gehen, dass die Aufgaben der im Haushalt tätigen gesunden Person folgende prozentu-

ale Anteile an ihrer gesamten Tätigkeit ausmachen29:  

 

 

                                                
22 Vgl. Art. 8 Abs. 3 ATSG und Art. 28 Abs. 2bis IVG. 
23 Vgl. Art. 28 Abs. 2ter IVG und Art. 27 IVV. 
24 Nicht jede unentgeltliche bzw. ehrenamtliche Tätigkeit gilt als Betätigung in einem nichterwerbli-
chen Aufgabenbereich (BGE 130 V 360 ff. [ehrenamtliche Tätigkeit] und ferner 131 V 51 E. 5.1.2)   
25 Vgl. Art. 28 Abs. 2ter IVG und Art. 27bis IVV. 
26 Statt vieler BGE 130 V 393 E. 3.3. 
27 Vgl. BGE 130 V 97 E. 3.4. 
28 Vgl. Ziff. 3093 ff. KSIH.  
29 Vgl. Ziff. 3095 KSIH. 
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Tätigkeit Minimum Maximum 

Haushaltführung (Planung, Organisation, Arbeitseinteilung, 
Kontrolle) 

2% 5% 

Ernährung (Rüsten, Kochen, Anrichten, Reinigungsarbeiten in 
der Küche, Vorrat)  

10% 50% 

Wohnungspflege (Abstauben, Staubsaugen, Bodenpflege, Fens-
ter putzen, Betten machen) 

5% 20% 

Einkauf und weitere Besorgungen (Post, Versicherungen, 
Amtsstellen) 

5% 10% 

Wäsche und Kleiderpflege, (Waschen, Wäsche aufhängen und 
abnehmen, Bügeln, Flicken, Schuhe putzen)  

5% 20% 

Betreuung von Kindern oder anderen Familienangehörigen  0% 30% 

Verschiedenes (z.B. Krankenpflege, Pflanzen- und Gartenpfle-
ge, Haustierhaltung, Anfertigen von Kleidern; gemeinnützige 
Tätigkeiten, Weiterbildung, künstlerisches Schaffen)  

0% 50% 

 

Die Festlegung der Arbeitsunfähigkeit erfolgt im Rahmen einer Abklärung vor Ort. 

Zunächst ist der prozentuale Anteil des jeweiligen Aufgabenbereichs innerhalb des 

Minimal- bzw. Maximalwerts zu ermitteln. Hernach ist die konkrete Beeinträchtigung 

je Arbeitsbereich in Prozenten des Anteils des jeweiligen Aufgabenbereichs festzustel-

len (Teilinvaliditätsgrade). Die Summe der Teilinvaliditätsgrade ergibt den Hausar-

beitsunfähigkeitsgrad30. 

2. Verhältnis zwischen Validen- und Invalidenhaushalt 

In der Regel ist der Validen- mit dem Invalidenhaushalt identisch. Es ist aber ohne 

weiteres möglich, dass der mutmassliche Validenhaushalt früher gegründet worden 

oder nach Anzahl der Haushaltmitglieder oder flächenmässig  grösser wäre, wenn der 

Versicherte nicht erkrankt oder verunfallt wäre. Weder Rechtsprechung noch Kreis-

schreiben äussern sich dazu, wie bei einer invaliditätsbedingten Verkleinerung des 

(mutmasslichen) Validenhaushalts vorzugehen ist. Ist in einem solchen Fall die Beein-

trächtigung der hauswirtschaftlichen Leistungsfähigkeit in Bezug auf den grösseren 

und anspruchsvolleren Validen- oder den kleineren und weniger anspruchsvollen Inva-

lidenhaushalt festzustellen? Soweit ersichtlich stellt die Praxis in solchen Fällen auf 

                                                
30 Vgl. Ziff. 3098 KSIH. 
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die Beeinträchtigung im Invalidenhaushalt ab31, was den Versicherten benachteiligt. In 

Analogie zur Einkommensvergleichsmethode sollte auch beim Betätigungsvergleich 

ein Vergleich der Validenhausarbeits- mit der Invalidenhausarbeitstätigkeit erfolgen.    

Die Rechtsprechung betont zudem, dass der Invaliditätsbemessung bloss durchschnitt-

liche Arbeitspensen zu Grunde zu legen sind. Die mutmassliche ohne Eintritt eines 

Gesundheitsschadens erfolgte Betreuung von Familienangehörigen, wozu namentlich 

auch Enkel zählen32, darf nicht im vorgesehenen zeitlichen Umfang, sondern nur im 

Rahmen eines durchschnittlichen Arbeitspensums angerechnet werden33. Die Betreu-

ung eines pflegebedürftigen Sohnes und die Besorgung eines grossen Haushalts (8-

Zimmer-Einfamilienhaus mit Umschwung) können ebenfalls nicht invaliditätserhö-

hend berücksichtigt werden34. Besteht ein aussergewöhnlicher Haushaltsaufwand, z.B. 

weil ein anderes Familienmitglied unfallbedingt einen hauswirtschaftlichen Mehrauf-

wand erfordert, ist die Mithilfe eines Angehörigen von Dritten (s.c. Nichte) bei der In-

validitätsbemessung des haushaltführenden Versicherten von vornherein nicht leis-

tungserhöhend anrechenbar, wenn dieser Mehraufwand von einer Haftpflichtversiche-

rung entschädigt wird35.  

Das Bundesgericht betont neuerdings sogar, dass der gesamte Zeitaufwand, den von 

einer Haftpflichtversicherung entlöhnte Hilfskräfte bzw. Angehörige an hauswirt-

schaftliche Dienstleistungen für einen Versicherten erbringen, diesem nicht invalidi-

tätserhöhend angerechnet werden dürfen36. Diese Rechtsprechung ist abzulehnen, weil 

sie letztlich darauf hinauslaufen würde, bei Versicherten, die auf einen Haftpflichtigen 

greifen können, einen Anspruch auf eine Invalidenrente zu verneinen. Die IV hat 

                                                
31 Exemplarisch unklar Urteil EVG vom 12.05.2005 (I 13/05) E. 2.5: «Zudem hat die Verwaltung im 
Rahmen der Berücksichtigung der Wohnsituation vom aktuellen Zustand auszugehen und diesen in ih-
re Einschätzung einzubeziehen (wenn nicht gewisse Änderungen zumutbar sind, wie hier z.B. die Be-
nützung von Reinigungssprays oder ähnlichem für die Badezimmerreinigung). Dies steht im Übrigen 
nicht im Widerspruch zur Berücksichtigung der hypothetischen Annahme, dass die Versicherte im Ge-
sundheitsfall ihre Enkelkinder betreuen würde. Denn der hypothetische Einbezug der Kinderbetreuung 
im Gesundheitsfall ist notwendig, um die Einschränkung im Aufgabenbereich (hier: Haushalt) über-
haupt feststellen zu können». 
32 Vgl z.B. Urteil EVG vom 12.05.2005(I 13/05) E. 2.4.  
33 Vgl. ZAK 1988, S. 477 E. 2 
34 Vgl. Urteil EVG vom 21.11.2000 (I 469/99) E. 4b. 
35 Vgl. Urteil EVG vom 11.08.2003 (I 681/02) E. 5.2. 
36 Vgl. Urteil EVG vom 17.07.2006 (I 883/05) E. 5. 
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vielmehr ihre Leistungen prioritär zu erbringen und kann auf Haftpflichtige regressie-

ren37.  

3. Verhältnis zwischen Erwerbs- und Hausarbeit 

In der Invalidenversicherung ergänzen sich Erwerbs- und Hausarbeit gegenseitig und 

können nicht kumuliert werden38. Der Anteil der Erwerbstätigkeit entspricht dem zeit-

lichen Umfang der vom Versicherten ohne gesundheitliche Beeinträchtigung ausgeüb-

ten Beschäftigung im Verhältnis zu der im betreffenden Beruf üblichen Normalar-

beitszeit.  

Wird der so erhaltene Wert mit «a» bezeichnet, ergibt sich der Anteil der Hausarbeit 

aus der Differenz 1-a. Bei einem hypothetischen Arbeitspensum von 20 Stunden in der 

Woche beispielsweise resultiert bei einer wöchentlichen Normalarbeitszeit von 42 

Stunden ein Anteil der Erwerbstätigkeit von rund 0,48 (20 Stunden/42 Stunden) und 

ein solcher von 0,52 für die Hausarbeit. Die Gesamtinvalidität entspricht der Summe 

der mit den jeweiligen Anteilen gewichteten (erwerbs- und nicht erwerbsbezogenen) 

Invaliditätsgrade39.  

In der Unfallversicherung demgegenüber können die Arbeitsunfähigkeiten im er-

werblichen und im hauswirtschaftlichen Bereich kumuliert werden. Der erwerbsunfä-

hige, aber hausarbeitsfähige Versicherte erhält eine dem Erwerbsunfähigkeitsgrad ent-

sprechende Invalidenrente40. Die Invaliditätsbemessungsmethode der Invalidenversi-

cherung ist unrealistisch, weil sich Erwerbs- und Hausarbeit in der Realität kumulie-

ren41, und wird deshalb von der Lehre mit Recht kritisiert. Das EVG hat diese Kritik 

jedoch zurückgewiesen42. 

                                                
37 Vgl. Art. 72 ff. ATSG. 
38 Siehe dazu BGE 125 V 146 = AJP 2000, S. 213 (Bemerkungen von Hans-Jakob Mosimann). 
39 Vgl. BGE 125 V 146 = AJP 2000, S. 213 (Bemerkungen von Hans-Jakob Mosimann) E. 2b. 
40 Vgl. BGE 119 V 475 E. 2b. 
41 Siehe dazu BUNDESAMT FÜR STATISTIK, Arbeitsplatz Haushalt: Zeitaufwand für Haus- und Famili-
enarbeit und deren monetäre Bewertung. Statistische Grundlagen und Tabellen für die Bemessung des 
Haushaltschadens auf der Basis SAKE 2004 und LSE 2004,  Neuenburg 2006. 
42 Siehe dazu BGE 125 V 146 = AJP 2000, S. 213 (Bemerkungen von Hans-Jakob Mosimann) E. 4 
und 5. 
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III. Hauswirtschaftliche Schadenminderungspflicht des Versicherten 

A. Schadenminderungsgrundsatz 

Die «Schadenminderungspflicht» ist ein allgemeiner Rechtsgrundsatz, dessen Zweck 

in der Vermeidung unnötiger Kosten besteht. Dieser Rechtsgrundsatz gilt sowohl im 

Haftungsrecht43 als auch im Sozial-44 und dem Privatversicherungsrecht45. Ihm kommt 

jedoch je nach Rechtsgebiet eine unterschiedliche Tragweite zu46. Die Schadenminde-

rungspflicht ist zudem keine Rechtspflicht, die von den Behörden zwangsweise 

durchgesetzt werden kann, sondern vielmehr eine Obliegenheit, deren Verletzung nur 

zu Rechtsnachteilen führt. 

Die Schadenminderungspflicht weist verschiedene Erscheinungsformen auf:  

•  Schadenverhütungspflicht: Jede Person ist berechtigt, sich zu verletzen bzw. umzu-

bringen47. Das Selbstschädigungsrecht bedeutet jedoch nicht, dass Dritte, insbeson-

dere Personenversicherer, die finanziellen Folgen einer Selbstschädigung tragen 

müssen. Die vorsätzliche Selbstschädigung berechtigt den Versicherer48, ihre 

Ersatzleistungen (teilweise) zu verweigern. Im Unfallversicherungsrecht besteht das 

Leistungsverweigerungsrecht auch bei einer grobfahrlässigen Herbeiführung des 

Nichtbetriebsunfalles49 und bei der Selbstschädigung im Zusammenhang mit der 

Ausübung von aussergewöhnlich gefährlichen Tätigkeiten oder der Eingehung von 

Wagnissen50. Im Haftpflichtrecht kann der Schadenersatz auch bei leichter Fahrläs-

sigkeit gekürzt werden51. 

•  Meldepflicht: Der Versicherte hat das eingetretene versicherte Risiko bzw. eine we-

sentliche und dauernde Veränderung eines Risikofaktors anzuzeigen (Anzeige-

                                                
43 Vgl. Art. 44 Abs. 1 OR und statt vieler Urteil BGer vom 26.06.2006 (4C.83/2006) E. 4. 
44 Vgl. z.B. Art. 21 ATSG und BGE 130 V 99 E. 3.2 und 117 V 278 E. 2b. 
45 Vgl. z.B. Art. 61 VVG. Die Schadenminderungspflicht gilt auch für Summenversicherte (BGE 128 
III 34 E. 3b). 
46 Vgl. BGE 123 V 88 E. 4c. 
47 Die Selbstverletzung bzw. -tötung ist nicht strafbar (vgl. Art. 111 ff. StGB).  
48 Siehe für das Sozialversicherungsrecht z.B. Art. 21 Abs. 1 und 2 ATSG bzw. für das Privatversiche-
rungsrecht z.B. Art. 14, 28 und 40 VVG. 
49 Vgl. Art. 37 UVG.  
50 Vgl. Art. 39 UVG und Art. 49 f. UVV. 
51 Vgl. Art. 43 Abs. 1 OR und BGE 92 II 234 E. 3b. 
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pflicht)52 und sich zum Leistungsbezug anzumelden (Anmeldepflicht)53. Im Privat-

versicherungsrecht besteht die Anzeigepflicht auch in der vorvertraglichen Phase54; 

der Antragsteller hat insbesondere alle für die Beurteilung der zu versichernden Ge-

fahr erheblichen Tatsachen, soweit und so wie sie ihm beim Vertragsabschlusse be-

kannt sind oder bekannt sein müssten, dem Versicherer mitzuteilen55.  

•  Mitwirkungs- und Selbsteingliederungspflicht: Der Geschädigte ist – unabhängig, 

ob er selbst oder eine andere Ursache für die Verletzung verantwortlich ist – ver-

pflichtet, die Folgen einer Gesundheitsbeeinträchtigung soweit als möglich und zu-

mutbar zu mindern. Die Mitwirkungspflicht umfasst die aktive Hilfe bei der Abklä-

rung der Anspruchsvoraussetzungen, z.B. durch Auskunfterteilung56 oder das Dul-

den von ärztlichen oder anderen Untersuchungen57, sowie die Teilnahme an Scha-

denminderungsmassnahmen, die vom Versicherer angeordnet werden58. Der Ge-

schädigte ist darüber hinaus aber generell gehalten, von sich aus das ihm Zumutbare 

vorzukehren, damit die Folgen der Verletzung gemildert werden können (sog. 

Selbsteingliederungspflicht)59. 

B. Zumutbare Schadenminderungmassnahmen 

Der mutmasslich im Haushalt tätige Versicherte ist ebenfalls schadenminderungs-

pflichtig60. Im Vordergrund stehen die Schadenverhütungs- und die Selbsteingliede-

rungspflicht. 

                                                
52 Vgl. z.B. Art. 4 ff., 30 und 38 VVG, Art. 31 ATSG, Art. 45 UVG und Art. 53 UVV sowie Art. 77 
IVV. 
53 Vgl. Art. 29 ATSG und Art. 66 ff. IVV. 
54 Vgl. Art. 4 ff. VVG. 
55 Vgl. Art. 4 Abs. 1 VVG. 
56 Vgl. Art. 28 ATSG und Art. 55 Abs. 1 UVV. 
57 Vgl. Art. 43 Abs. 2 ATSG. 
58 Vgl. Art. 21 Abs. 4 ATSG und Art. 61 Abs. 1 VVG. Siehe ferner Art. 67 VVG und z.B. Urteil EVG 
vom 22.12.2004 (I 136/04) E. 3.1 
59 Vgl. Art. 21 Abs. 4 ATSG. Die zumutbare Selbsteingliederung greift je nach den Umständen in die 
verschiedensten Lebensbereiche ein, wobei jedoch von der versicherten Person nur Vorkehren ver-
langt werden können, die unter Berücksichtigung der gesamten objektiven und subjektiven Gegeben-
heiten des Einzelfalles zumutbar sind (BGE 129 V 460 E. 4 und 113 V 28 E. 4a sowie Urteile EVG 
vom 10.11.2005 [I 271/05] E. 2.1, vom 15.07.2002 [I 55/02] E. 1b und vom 22.01.1999 [I 291/98] E. 
1b). 
60 Vgl. z.B. Urteil EVG vom 15.09.1983 i.S. R. S. = ZAK 1984, S. 135 E. 5. 
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1. Organisationsmassnahmen  

Eine Hausarbeitsunfähigkeit liegt nur vor, wenn der Versicherte trotz der ihm zumut-

baren organisatorischen Massnahmen während einer zumutbaren Normalarbeitszeit im 

Haushalt nicht mehr alle Arbeiten bewältigen kann und in wesentlichem Umfang auf 

Fremdhilfe angewiesen ist. Die zumutbaren Oganisationsmassnahmen umfassen u.a. 

eine zweckmässige Arbeitsteilung und die Anschaffung von geeigneten Haushaltsein-

richtungen und -geräten61. 

2. Kompensationsmassnahmen 

Die Rechtsprechung bejaht ferner die Zumutbarkeit einer Verlagerung der Tätigkeits-

bereiche. Das Arbeitspensum, das der Versicherte für eine Erwerbstätigkeit aufgewen-

det hätte, infolge einer vollständigen oder teilweisen Arbeitsunfähigkeit aber einspart, 

hat er für die Besorgung des Hauhalts zu verwenden62. Bei einer vollständigen er-

werblichen Arbeitsunfähigkeit steht deshalb für die Besorgung des Haushalts der gan-

ze Tag zur Verfügung63. Können die mutmasslich ausgeübten Haushaltarbeiten wäh-

rend dieser Zeit verrichtet werden, liegt keine Hausarbeitsunfähigkeit vor. 

IV. Schadenminderungspflicht von Angehörigen 

A. Allgemeines 

Adressat der Schadenminderungspflicht ist primär der Geschädigte bzw. Versicherte. 

Dritte tragen nur ausnahmsweise Obliegenheitslasten. Solche bestehen etwa für aner-

kannte Leistungserbringer64 und Arbeitgeber65 des Verletzten, denen der Gesetzgeber 

                                                
61 Vgl. z.B. Urteile EVG vom 03.12.2002 (I 349/02) E. 6, vom 12.11.2001 (I 497/01) E. 3b/bb, vom 
11.06.2001 (I 76/01) E. 3a und vom 15.09.1983 i.S. R. S. = ZAK 1984, S. 135 E. 5. 
62 Dazu bereits supra Ziff. II/C/2. 
63 Vg. Urteil EVG vom 22.02.2001 (I 511/00) E. 3d und vom 04.07.2000 (I 294/99) E. 2b. Siehe fer-
ner Urteil EVG vom 08.11.1993 (I 407/92). 
64 Der behandelnde Arzt ist zur Unfallmeldung verpflichtet (Art. 53 Abs. 3 UVV) und hat in geeigne-
ter Form abzurechnen (Art. 59 KVV und Art. 69a UVV). 
65 Der Arbeitgeber ist zur Überprüfung und Meldung von Nicht- und Betriebsunfällen verpflichtet 
(Art. 53 Abs. 3 UVV) und darüber hinaus auskunftspflichtig (Art. 56 UVV). Im Rahmen der 5. IV-
Revision soll die Mitwirkung des Arbeitgebers verstärkt werden. Nach Art. 7c IVG-Entwurf soll der 
Arbeitgeber aktiv mit der IV-Stelle zusammenarbeiten und bei der Herbeiführung einer angemessenen 
Lösung im Rahmen des Zumutbaren mitwirken. 
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verschiedene Mitwirkungspflichten zuweist. Die beteiligten Behörden sind im Rahmen 

der interinstitutionellen Zusammenarbeit ebenfalls auskunftspflichtig66. Anderen Dritt-

personen, z.B. den Arbeitskollegen des Versicherten, ist die Erbringung von schaden-

ausgleichenden Geld- bzw. Dienstleistungen nicht zumutbar67. Der Beizug von 

Arbeitskollegen für Hilfeleistungen, die einen nicht unerheblichen Teil der Arbeitszeit 

beanspruchen und entsprechende Lohnkosten für den Arbeitgeber zur Folge haben, ist 

grundsätzlich nicht zumutbar68. 

B. Im Haftpflichtrecht 

1. Allgemeines 

Angehörige von getöteten und schwer verletzten Personen sind schadenersatz- und 

genugtuungsberechtigt69. Die Rechtsprechung anerkennt zudem die Ersatzfähigkeit 

des normativen Angehörigenschadens. Die eingesparten Lohnkosten einer Ersatzkraft 

können z.B. bei einer Hausarbeitsunfähigkeit (Haushaltschaden)70 oder einer Hilflo-

sigkeit (Betreuungs- und Pflegeschaden)71 beansprucht werden, wenn Angehörige an 

Stelle bezahlter Hilfspersonen unentgeltlich die erforderlichen Dienstleistungen 

erbringen. Das Bundesgericht hat zudem erwogen, dass nach geltendem Recht kein 

Anlass bestehe, die Ersatzpflicht für normative Kosten auf andere Geschädigte bzw. 

Rechtsgutverletzungen auszudehnen72. 

2. Keine Schadenminderungspflicht der Angehörigen 

Die Ersatzfähigkeit des Angehörigenschadens impliziert an sich die Verneinung einer 

Schadenminderungspflicht von Angehörigen. Ein Teil der haftpflichtrechtlichen Lehre 

                                                
66 Vgl. Art. 32 ATSG und Art. 54 UVV. 
67 Vgl. Urteil EVG vom 27.08.2004 (I 3/04) = SVR 2006 IV Nr. 25 E. 3.1 f. (täglich mehrmals erfor-
derliche zeitaufwändige Einsätze von Mitarbeitern der Arbeitgeberin des Versicherten für die Über-
windung der Treppe mittels Raupe). Siehe aber Urteil EVG vom 06.01.2004 (U 107/03) E. 2.4 
(Zumutbarkeit von Fahrgemeinschaften). 
68 Vgl. Urteil EVG vom 27.08.2004 (I 3/04) E. 3.1. 
69 Vgl. Art. 45 Abs. 3 und Art. 47 OR. 
70 Vgl. z.B. BGE 127 III 403 E. 4. 
71 Vgl. Urteil BGer vom 26.03.2002 (4C.276/2001) = Pra 2002 Nr. 212 E. 6. 
72 Vgl. Urteil BGer vom 19.12.2005 (4C.337/2005) E. 3.3.2. 
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bejaht – nicht zuletzt unter Hinweis auf die sozialversicherungsrechtliche bzw. deut-

sche Rechtsprechung – gleichwohl eine Schadenminderungspflicht der Angehörigen73. 

Eine über die Ohnehinleistungen74 hinaus gehende Mehrleistungs- bzw. Schadenaus-

gleichspflicht würde jedoch darauf hinauslaufen, dass der Geschädigte einen Teil des 

Schadens selbst tragen müsste75, wenn er Angehörige hat, ohne dass diese haftpflichtig 

sind.  

Da Angehörige aus verschiedenen Gründen wegfallen können und nicht jeder Geschä-

digte Angehörige hat, diskriminiert die vorerwähnte Lehrmeinung den Geschädigten 

und privilegiert den Haftpflichtigen ungerechtfertigt. Dass Angehörige im Zusammen-

hang mit der verletzungsbedingt mitunter erforderlichen Umorganisation des Haushal-

tes gewisse Nachteile zu tragen haben76, bedeutet nicht, dass sie verpflichtet sind, den 

Schaden ihres Familienmitglieds zu tragen und vermehrt im Haushalt mitzuarbeiten. 

Aus der Beistandspflicht kann deshalb keine Schadenminderungs- bzw. Schadenselbst-

tragungspflicht der Angehörigen des Verletzten abgeleitet werden. Angehörige können 

nur auf dem Regressweg belangt werden, wenn sie mithaften.  

Diese Schlussfolgerung gilt auch und vor allem für Ehegatten und Eltern. In einem äl-

teren Entscheid hat das Bundesgericht bei einer unentgeltlich ihren Ehemann pflegen-

den Ehefrau festgestellt, dass der Haftpflichtige die familiäre Beistandspflicht nicht als 

Schadenreduktionsgrund ins Feld führen könne77. Die seitherige Rechtsprechung hat 

an der uneingeschränkten Ersatzfähigkeit von Betreuungs- und Pflegeleistungen im in-

nerehelichen Verhältnis festgehalten78. Eine ebenfalls uneingeschränkte Ersatzpflicht 

                                                
73 So z.B. HERZOG-ZWITTER IRIS, Haushaltschaden, normativer Schadenbegriff und der allgemeine 
Rechtsgrundsatz der Schadenminderung im Haftpflichtrecht, in: HAVE 2005, S.  275 ff., und 
PERGOLIS MASSIMO/BRUNNER CORNELIA DÜRR, Ungereimtheiten beim Haushaltschaden, in: HAVE 
2005, S.  202 ff., 210. 
74 Dazu infra Ziff. V. 
75 Siehe HUBER JEAN BAPTISTE, Schadenminderungspflicht und Haushaltschaden, in: HAVE 2005, S.  
375 ff. 
76 Vgl. BGE 131 II 656 E. 8.2. 
77 Vgl. BGE 28 II 200 E. 5. 
78 Vgl. z.B. Urteile BezGer Affoltern vom 23.11.1994 i.S. Altstadt Versicherungen E. 7.1 und ferner 
OGer Luzern vom 27.09.2006 (11 04 163) E. 8 (Konkubinatspartner, der seine 50%-Teilzeitstelle auf-
geben hat, um den Geschädigten zu betreuen, und diesen hernach heiratet). 
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für den Angehörigenpflegeschaden gilt auch im Verhältnis zwischen Eltern und (er-

wachsenen) Kindern79.  

Der Berner Appellationshof entlastet demgegenüber den Haftpflichtigen zu Lasten der 

beistandsverpflichteten Eltern unter Hinweis auf Art. 276 ZGB und geht von der 

grundsätzlichen Nichtersatzfähigkeit des unfallbedingten Betreuungs- und Haushalts-

mehraufwandes aus, soweit dieser nicht unbedingt notwendig bzw. nicht übermässig 

ist80. Dieser Auffassung kann nur insoweit zugestimmt werden, als ohnehin erbrachte 

Betreuungs- und Pflegeleistungen der Eltern nicht ersatzfähig sind81.  

Der Umstand, dass Angehörige nicht verpflichtet sind, den Haftpflichtigen zu entlas-

ten, gibt ihnen kein Recht, diesen mit unnötigen Kosten zu belasten. Der Angehörige, 

der den Verletzten im Spital besucht, ist deshalb verpflichtet, die Arbeits- den Be-

suchszeiten anzupassen82. 

C. Im Sozialversicherungsrecht 

1. Allgemeines 

Die Ersatzfähigkeit des Angehörigenschadens ist keine Eigenheit des Haftpflicht-

rechts, sondern ein «Institut» des Schadenausgleichsrechts. Das Sozialversicherungs-

recht anerkennt die Ersatzwürdigkeit des Angehörigenschadens ebenfalls in vielfälti-

ger Weise. Der Versicherte erhält mitunter Versicherungsleistungen, deren Zweck dar-

in besteht, finanzielle Nachteile der Angehörigen zu kompensieren. Zu diesen «Ange-

hörigenleistungen» zählen z.B. Zusatzrenten für den Ehegatten und Kinder83 oder Ent-

                                                
79 Vgl. BGE 108 II 422 = Pra 1983 Nr. 30, 97 II 259 E. 3 und 33 II 594 E. 4 sowie Urteile BGer vom 
26.03.2002 (4C.276/2001) = Pra 2002 Nr. 212 = plädoyer 2002/5, S. 57 = HAVE 2002, S. 276 = 
ZBJV 2003, S. 394 (Bemerkungen von Hardy Landolt) und vom 23.06.1999 (4C.412/1998) = Pra 
1999 Nr. 171 = plädoyer 1999/5, S. 58 = SJZ 1999, S. 58 und 479 = JdT 2001 I, S. 489. 
80 Vgl. Urteil Appellationshof BE vom 13.02.2002 (358/II/2001) = ZBJV 2002, S. 831 E. 6 und 9. 
«Von den Eltern (darf) für eine gewisse Zeit sogar ein ganz erheblicher zusätzlicher Betreuungs-
aufwand verlangt werden»; entsprechend sind Umdispositionen als Folge eines früheren Aufstehen 
des Kindes, der erhöhte Zeitaufwand wegen vermehrter Aufmerksamkeit sowie der Mehraufwand für 
Toilette und Anziehen nicht ersatzpflichtig» (Urteil Appellationshof BE vom 13.02.2002 
[358/II/2001] = ZBJV 2002, S. 831 und 2003, S. 394 E. 9). 
81 Dazu infra Ziff. V. 
82 Vgl. Urteil BGH vom 19.02.1991 (VI ZR 171/90) = NJW 1991, S.  2340 = VersR 1991, S. 559. 
83 Vgl. z.B. Art. 22bis f. AHVG. 
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schädigungen für Hauspflegeleistungen, die Angehörige erbringen84. Ausnahmsweise 

sind die Angehörigen selbst anspruchsberechtigt. So werden ihnen Betreuungs- und 

Erziehungsgutschriften85 angerechnet oder Hinterlassenenrenten86 ausgerichtet. 

2. Schadenminderungspflicht der Angehörigen 

i. Allgemeines 

Im Gegensatz zum Haftpflichtrecht indiziert die Ersatzfähigkeit des Angehörigenscha-

dens im sozialversicherungsrechtlichen Kontext nicht zwingend eine Verneinung einer 

Schadenminderungspflicht von Angehörigen. Die Schadenausgleichsleistungen der 

Angehörigen sind neutrale Ersatzleistungen, weil Angehörige nicht haft-, sondern von 

Gesetzes wegen leistungspflichtig sind. Angehörige entsprechen insoweit Arbeitge-

bern und Sozialversicherern, die ebenfalls nicht haftpflichtig, wohl aber aus Vertrag 

oder Gesetz schadensausgleichspflichtig sind. Entsprechend können Arbeitgeber87 und 

Sozialversicherer88 auf den Haftpflichtigen regressieren.  

Im Verhältnis zu den Sozialversicherern befinden sich die Angehörigen – wie die Ar-

beitgeber – jedoch auf derselben Stufe. Ob und inwieweit Haftpflichtige untereinander 

Rückgriff nehmen können, wenn einer vom Geschädigten in Anspruch genommen 

wird, beurteilt sich nach richterlichem Ermessen89. Für neutrale Ersatzpflichtige fehlt 

eine gesetzliche Regelung in Bezug auf den internen Regress90.  

Das Sozialversicherungsrecht privilegiert die Angehörigen im Zusammenhang mit ei-

ner Leistungskürzung91. Mitunter ordnet der Gesetzgeber die Nichtanrechenbarkeit der 

Verwandtenunterstützung bzw. die prioritäre Leistungspflicht des Sozialversicherers 

explizit an92. Soziallöhne93, die von Angehörigen bezahlt werden, werden ebenfalls 

                                                
84 Vgl. z.B. Art. 18 UVV und Art. 13b ELKV. 
85 Siehe Art. 29sexies f. AHVG. 
86 Vgl. z.B. Art. 23 ff. AHVG und Art. 28 ff. UVG. 
87 Vgl. BGE 126 III 521 E. 2a und b. 
88 Vgl. Art. 72 ff. ATSG. 
89 Vgl. Art. 50 Abs. 2 OR. 
90 Art. 72 ff. ATSG regeln nur den Regress gegenüber Haftpflichtigen, nicht aber die Verteilung des 
Schadens im Verhältnis zu anderen neutralen Ersatzpflichtigen.  
91 Vgl. Art. 21 Abs. 2 und 5 ATSG. 
92 Vgl. Art. 3c Abs. 2 lit. a ELG. 
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nicht leistungsmindernd angerechnet94. Andererseits sind familienrechtliche Unter-

haltsbeiträge – zumindest bei den Ergänzungsleistungen – als Einkommen anrechen-

bar95.  

In Anbetracht dieser Wertungswidersprüche bzw. widersprüchlichen intersystemi-

schen Koordinationsnormen ist deshalb nicht klar, ob und inwieweit Angehörige in 

sozialversicherungsrechtlicher Hinsicht schadenminderungspflichtig sind. Im Rahmen 

der Einkommensvergleichsmethode wird dem Versicherten kein zusätzliches «Ange-

hörigeneinkommen» angerechnet. Auch im Haftpflichtrecht erfolgt keine Vorteilsan-

rechnung, wenn der nicht mehr erwerbsfähige Geschädigte, der an Stelle einer Er-

werbsarbeit den Haushalt teilweise führt und seiner Ehefrau die Möglichkeit eines Ne-

benerwerbseinkommens verschafft96.   

ii. Hauswirtschaftliche Schadenminderungspflicht 

a. Mehrleistungspflicht 

Die sozialversicherungsrechtliche Rechtsprechung betont bei der Invaliditätsbemes-

sung von im Haushalt tätig gewesenen Versicherten und bei der hauswirtschaftlichen 

Hilfsmittelversorgung97 demgegenüber die Irrelevanz des Umstands, dass der Versi-

cherte die Hausarbeiten nur mühsam und mit höherem Zeitaufwand bewältigen kann. 

Das Bundesgericht fordert zudem eine hauswirtschaftliche Unterstützung durch Fami-

lienangehörige, welche weiter geht als im Gesundheitsfall98.  

                                                                                                                                                   
93 Zum Begriff des Soziallohns siehe z.B. BGE 117 V 8 E. 2c/aa. 
94 Vgl. Art. 15 Abs. 2 ELV. Als Indiz für eine freiwillige Sozialleistung fallen insbesondere verwandt-
schaftliche Beziehungen zwischen dem Arbeitgeber und dem Versicherten oder eine lange Dauer des 
Arbeitsverhältnisses in Betracht (SUVA-Jahresbericht 1986, S. 9). 
95 Vgl. Art. 3c Abs. 1 lit. h ELG. 
96 Vgl. BGE 110 II 455 = Pra 1985 Nr. 100 E. 3. 
97 Vgl. Urteil EVG vom 30.12.2002 (I 90/02) = AHI 2003, S. 215 E. 2.3.3. 
98 Vgl. BGE 130 V 396 E. 8 und 130 V 97 E. 3.3.3 sowie Urteile EVG vom 12.05.2005 (I 13/05) E. 
2.5, vom 19.10.2004 (I 300/04) E. 6.2.3, vom 18.05.2004 (I 457/02) E. 8 und vom 28.02.2003 (I 
685/02) E. 3.2. 
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b. Schadenminderungspflichtige Angehörige 

Als schadenminderungspflichtig werden Ehegatten99 bzw. Konkubinatspartner100, un-

mündige101 und mündige102 Kinder, Eltern103, Schwiegereltern bzw. -mutter104 und 

Schwägerin105 sowie Nichten106 bezeichnet. Sogar die Nachbarschaftshilfe wird ange-

rechnet, wenn sie «hie und da» erfolgte107.  

c. Feststellung der Angehörigenmithilfe 

Das Ausmass der zumutbaren Mithilfe ist anhand einer Abklärung an Ort und Stelle zu 

erheben108 und beurteilt sich im Zeitpunkt des Verfügungserlasses109. Im Abklärungs-

bericht hat «die Bericht erstattende Person anzugeben, welche Tätigkeiten der Versi-

cherte selber ausführt und welche nicht»110. Ein zwei Monate vor Verfügungserlass 

verfasster Abklärungsbericht ist vollumfänglich beweistauglich; weitere Vorkehren 

(Gutachten, Zeugeneinvernahme) sind nicht nötig111. Dem Verscherten ist aber Gele-

genheit zum Beweis, insbesondere durch Befragung von Zeugen, zu gewähren, wenn 

                                                
99 Vgl. BGE 130 V 396 E. 8 sowie Urteile EVG vom 12.05.2005 (I 13/05) E. 2.5 (arbeitsloser bzw. in-
valider Ehemann), vom 16.02.2005 (I 568/04) E. 4.2.2, vom 19.10.2004 (I 300/04) E. 6.2.3, vom 
17.11.2003 (I 467/03) E. 3.2.2, vom 22.09.2003 (I 771/02) E. 2.2, vom 11.08.2003 (I 681/02) E. 5.3, 
vom 28.02.2003 (I 685/02) E. 4.2.2 ff., vom 30.12.2002 (I 90/02) = AHI 2003, S. 215 E. 2.3.3, vom 
10.12.2002 (I 690/01) E. 6 und vom 04.07.2000 (I 294/99) E. 2b. 
100 Vgl. Urteil EVG vom 09.06.2006 (I 252/05) E. 3. 
101 Vgl. Urteile EVG vom 05.12.2006 (I 228/06 und I 245/06) E. 7.1.2, vom 24.03.2005 (I 687/04) E. 
3.2, vom 19.10.2004 (I 300/04) E. 6.2.3, vom 11.08.2003 (I 681/02) E. 5.2 ff., vom 10.12.2002 (I 
690/01) E. 6 und vom 04.07.2000 (I 294/99) E. 2b. 
102 Vgl. BGE 110 V 318 E. 4 sowie Urteile EVG vom 05.12.2006 (I 228/06 und I 245/06) E. 7.1.2, 
vom 22.09.2003 (I 771/02) E. 2.2, vom 04.09.2001 (I 175/01) E. 5b und vom 22.02.2001(I 511/00) E. 
3d (im selben Haushalt lebende, arbeitslose Söhne). 
103 Vgl. Urteil EVG vom 16.02.2005 (I 568/04) E. 4.2.2 (im selben Haushalt wohnende Eltern) und 
vom 21.06.2001 (I 29/01) E. 6 (pensionierte Eltern). 
104 Vgl. Urteil EVG vom 28.02.2003 (I 685/02) E. 4.2.5 und BGE 110 V 322 E. 4. 
105 Vgl. Urteil EVG vom 28.02.2003 (I 685/02) E. 4.2.5. Nicht anrechenbar ist die entlöhnte Mithilfe 
der Schwägerin (Urteil EVG vom 19.10.2004 [I 300/04] E. 6.2.3). 
106 Vgl. Urteil EVG vom 11.08.2003 (I 681/02) E. 5.2 f. 
107 Vgl. BGE 110 V 318 E. 4. 
108 Siehe z.B. Urteil EVG vom 12.05.2005 (I 13/05) E. 2.5 und vom 02.03.2004 (I 462/03) E. 4.2.1.  
109 Vgl. BGE 130 V 396 E. 8 und Urteil EVG vom 18.05.2004 (I 457/02) E. 8. 
110 Vgl. Urteil EVG vom 29.11.2002 (I 572/01) E. 3.2.3. 
111 Vgl. Urteil EVG vom 05.04.2002 (I 566/01) E. 2c. 
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umstritten ist, welche Hausarbeiten der Versicherte und welche Angehörige ausführen, 

insbesondere dann, wenn ihm der Abklärungsbericht nie vorgelegt wurde112.  

Ob die Angehörigen anwesend sein und von der Abklärungsperson befragt werden 

müssen, hat die Rechtsprechung nicht abschliessend beantwortet. Immerhin wurde er-

kannt, dass Angehörige, insbesondere der Ehegatte, nicht anwesend sein müssen bzw. 

sollen, wenn zwischen ihnen und dem Versicherten ein Abhängigkeitsverhältnis be-

steht113, und die Angaben anwesender Angehörigen zu protokollieren sind114.  

Wird die Hausarbeitsunfähigkeit (privat-)gutachterlich abgeklärt, hat sich das Gutach-

ten zur Angehörigenmithilfe zu äussern; fehlen Angaben, kommt eine nachträgliche 

Befragung des Gutachters nicht in Frage115. Ein allfälliges ärztliches Gutachten ist un-

geeignet, weil sich der behandelnde Arzt nur zur medizinisch-theoretischen Leistungs-

fähigkeit im Haushalt, nicht aber zur Angehörigenmithilfe äussern kann116. Die ärztli-

che Beurteilung der hauswirtschaftlichen Leistungsfähigkeit ist jedoch dann mehr Ge-

wicht als dem Abklärungsbericht einzuräumen, wenn die Hausarbeitsfähigkeit durch 

ein psychisches Leiden beeinträchtigt wird117.   

d. Zumutbarkeit der Angehörigenmithilfe 

Die Luzerner Richter betonen, dass den Angehörigen durch die vermehrte Mithilfe im 

Haushalt keine unverhältnismässige Belastung entstehen darf118. Ob eine unverhält-

nismässige Belastung für Angehörige vorliegt, kann erst beurteilt werden, wenn fest-

steht, inwieweit der Versicherte alleine und bei der im Gesundheitsfall üblicherweise 

gegebenen An- und Abwesenheit von Familienangehörigen, namentlich auch des E-

                                                
112 Vgl. Urteil EVG vom 29.11.2002 (I 572/01) E. 3.2.3. 
113 Vgl. Urteil EVG vom 21.02.2005 (I 570/04) E. 5.2.5. 
114 Vgl. Urteil EVG vom 13.11.2002 (I 402/02) E. 3.2. 
115 Vgl. Urteil EVG vom 13.10.2005 (I 491/05) E. 5.1. 
116 Vgl. Urteil EVG vom 11.03.2002 (I 423/01) E. 3c. Ferner Urteile EVG vom 21.06.2001 (I 22/01) 
E. 3b und vom 22.05.2001 (I 62/01) E. 3b/aa. 
117 Vgl. Urteil EVG vom 17.08.2006 (I 303/06) E. 7. 
118 Vgl. BGE 130 V 396 E. 8 und Urteile EVG vom 28.12.2004 (I 704/03) E. 5, vom 04.09.2001 (I 
175/01) E. 4b und vom 28.08.1981 (I 3/81) E. 1. 
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hemannes, gesundheitsbedingt bei der Erledigung der im Haushalt anfallenden Arbei-

ten eingeschränkt ist119.  

Eine unzumutbare Belastung bestünde, wenn der Angehörige eine Erwerbseinbusse 

erleiden würde120 oder sogar seine Erwerbstätigkeit aufgeben müsste, um an Stelle der 

Versicherten den Haushalt zu besorgen121. Auch die Art und der zeitliche Umfang der 

Erwerbstätigkeit des Angehörigen, namentlich ein (über-)langer Arbeitsweg, sind bei 

der Zumutbarkeitsbeurteilung zu berücksichtigen122. Der Umstand, dass der Angehöri-

ge nicht im selben Haushalt wohnt, ist unerheblich, sofern sich Arbeitsplatz bzw. 

Wohnung des Angehörigen «gleich neben dem Wohnhaus der Familie» der Versicher-

ten befinden123.  

Nimmt die Mithilfe des Ehegatten ein «beachtliches Ausmass» an, ist gleichwohl kei-

ne unzumutbare Belastung anzunehmen, wenn der Versicherte seinerseits den Ehegat-

ten im Umfang von vier bis fünf Wochenstunden entlastet124. Auch die vollumfängli-

che Berücksichtigung der «Mithilfe der Töchter, welche den Haushalt praktisch alleine 

führten», ist nicht zu beanstanden125.  

Bei Eltern, die inzwischen im Pensionsalter stehen, verringert sich das Mass der er-

wartbaren Mithilfe126. Unzumutbar ist schliesslich auch eine «massgebliche» Mithilfe 

eines 13-jährigen Sohnes, da in diesem Alter «schulische Belastungen» be- und «be-

rufliche Weichenstellungen» anstehen127.  

Zumutbar sind insbesondere:  

•  die Mithilfe des Ehemannes in den Bereichen Ernährung, Einkauf, Wäsche und 

Kleiderpflege128, insbesondere  Einkäufe und «Taxi-Dienste» an Samstagen129, 

                                                
119 Vgl. Urteil EVG vom 21.02.2005 (I 570/04) E. 5.2.4. 
120 Vgl. Urteil EVG vom 17.11.2003 (I 467/03) E. 3.2.2.  
121 Vgl. Urteil EVG vom 21.02.2005 (I 570/04) E. 5.2.4. 
122 Vgl. Urteil EVG vom 13.05.2002 (I 557/00) E. 3c. 
123 Vgl. Urteil EVG vom 04.09.2001 (I 175/01) E. 5b. 
124 Vgl. Urteil EVG vom 30.04.2001 (I 215/00) E. 2. 
125 Vgl. Urteil EVG vom 05.12.2006 (I 228/06 und I 245/06) E. 7.1. 
126 Vgl. Urteil EVG vom 21.06.2001 (I 29/01) E. 6. 
127 Vgl. Urteil EVG vom 05.09.2006 (I 132/06) E. 5.2. 
128 Vgl. Urteil EVG vom 28.02.2003 (I 685/02) E. 4.2.2 ff. 
129 Vgl. BGE 130 V 97 = SVR 2004 IV Nr. 30 E. 2.3. 
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•  das Heranziehen des Ehemannes für verschiedene Entlastungen in den Bereichen 

Einkauf (Tragen von schweren Sachen/Unterstützung bei Grosseinkäufen), Ernäh-

rung (Reinigung der Küche etc.), Wohnungspflege und Wäsche (Transport der Wä-

sche in die Waschküche, Aufhängen der Wäsche, Staubsaugen, Reinigen des Bade-

zimmers etc.) sowie für die Gartenarbeit130, 

• die drei bis vier Mal pro Jahr erfolgende Fensterreinigung, Bodenpflege, vermehrte 

Mithilfe bei der Wohnungspflege, Hilfe beim Heben schwerer Gegenstände sowie 

einmal pro zwei Wochen notwendige Hilfe beim Tragen der zu waschenden Wä-

sche131, 

•  das Tragen von schwereren Sachen vom rund zwei Minuten entfernt gelegenen 

Einkaufszentrum in die Wohnung, das Transportieren des Waschkorbes in den Kel-

ler und zurück in die Wohnung sowie das Schuheputzen durch den Ehemann und 

den 1985 geborenen Sohn132, 

• das Hinauf- und Hinuntertragen des Wäschekorbes vom Erd- ins Obergeschoss und 

umgekehrt sowie die Bedienung der Waschmaschine durch den pensionierten Le-

benspartner133, 

•  das Erstellen eines schriftlichen Menuplanes durch den Ehegatten134, 

•  die Mithilfe des invaliden Ehemanns «in einem relativ grossen Umfang», da die 

verschiedenen Tätigkeiten zeitlich etappiert werden können135, 

•  die Übernahme einer Vielzahl schwerer Arbeiten, insbesondere die Entnahme von 

Wäschestücken aus dem Tumbler, durch den im Haus lebenden Sohn136, 

•  das Aufräumen des eigenen Zimmers, Einkäufe, Abwasch, Pflanzengiessen etc. 

durch den 1992 geborenen Sohn137, 

                                                
130 Vgl. Urteil EVG vom 17.11.2003 (I 467/03) E. 3.2.2. 
131 Vgl. Urteil EVG vom 28.05.2004 (I 754/03) E. 3.3. 
132 Vgl. Urteil EVG vom 11.08.2003 (I 681/02) E. 5.3. 
133 Vgl. Urteil EVG vom 09.06.2006 (I 252/05) E. 3. 
134 Vgl. Urteil EVG vom 30.12.2002 (I 90/02) = AHI 2003, S. 218 E. 2.3.3. 
135 Vgl. Urteil EVG vom 12.05.2005 (I 13/05) E. 2.5. In E. 2.6.4 wird eine vollständige Kompensation 
in Bezug auf den Einkauf angenommen. 
136 Vgl. Urteil EVG vom 24.03.2005 (I 687/04) E. 3.2. 
137 Vgl. Urteil EVG vom 19.10.2004 (I 300/04) E. 6.2.3 und vom 31.08.2004 (I 784/03) E. 4.2.1. 
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• die Pflege der Haustiere durch jüngere Kinder138, 

•  die Mithilfe der 26-jährigen Tochter im Umfang von ca. drei bis vier Stunden wö-

chentlich in den Bereichen «Wohnungspflege» und «Einkauf und weitere Besor-

gungen» sowie das Beziehen des eigenen Betts und die Hilfe beim Kauf von Klei-

dern139,  

• die Mithilfe der im gleichen Haus, aber nicht im selben Haushalt lebenden ältesten 

Tochter bei den Einkäufen und Besorgungen, nicht zuletzt deshalb, weil sich Versi-

cherte und Tochter die Benützung eines Autos teilen140, und 

•  das Holen von Nahrungsmitteln aus der Tiefkühltruhe141. 

iii. Kritik 

Der hauswirtschaftliche Schadenminderungsabzug ist in mehrfacher Hinsicht zu hin-

terfragen: 

•  Die Praxis lässt klare Konturen vermissen, und zwar in Bezug auf den Kreis der 

schadenminderungspflichtigen Angehörigen, die persönlichen Voraussetzungen, die 

diese Angehörige zu erfüllen haben (Alter, gemeinsamer Haushalt, Gesundheit etc), 

den massgeblichen Haushalt (Validen- oder Invalidenhaushalt) und das zumutbare 

Ausmass der hauswirtschaftlichen Mithilfe.  

• Unklar sind auch die verfahrensrechtlichen Anforderungen, insbesondere die Ver-

fahrensrechte der Angehörigen142 und die Revidierbarkeit der Leistungsverfügung 

beim Ausscheiden eines Angehörigen aus dem gemeinsamen Haushalt. Der haus-

wirtschaftliche Schadenminderungsabzug ist insoweit willküranfällig143, vor allem 

                                                
138 Vgl. Urteil EVG vom 31.08.2004 (I 784/03) E. 4.2.1. 
139 Vgl. Urteil EVG vom 13.09.2004 (I 253/04) E. 5.3.1. 
140 Vgl. Urteil EVG vom 31.08.2004 (I 784/03) E. 4.2.1. 
141 Vgl. Urteil EVG vom 30.12.2002 (I 90/02) = AHI 2003, S. 218 E. 2.3.3. 
142 Wird der Versicherten keine Möglichkeit gewährt, sich zum Abklärungsbericht zu äussern, liegt 
keine Gehörsverletzung vor (Urteil EVG vom 18.08.2003 [I 741/01] E. 4.1). 
143 Gleicher Meinung Urteile Versicherungsgericht SG vom 22.01.2007 (IV 23006/60) E. 2b und vom 
26.09.2006 (IV 2006/10) = SGGVP 2006 Nr. 11 E. 4.  
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dann, wenn der Hinweis auf die zumutbare Angehörigenmithilfe lediglich als in-

haltsleere Erwägung verwendet wird144. 

• Versicherte, die keine Angehörige haben, weisen als Folge des hauswirtschaftlichen 

Schadenminderungsabzugs zwingend einen höheren Invaliditätsgrad auf. Es kommt 

hinzu, dass Angehörige infolge Alter oder aus anderen Gründen, z.B. einer Schei-

dung, ausfallen oder sterben. Der Schadenminderungsabzug benachteiligt deshalb 

verheiratete Versicherte mit Kindern. Diese doppelte familiäre Benachteiligung 

stellt letztlich eine faktische Grundrechtsverletzung dar, weil der Versicherte als 

Folge der Ausübung seiner Grundrechte145 weniger Versicherungsleistungen er-

hält146.  

• Ausschlaggebend für die Invalidität ist nicht die Fähigkeit der Familie des Versi-

cherten, gemeinsam die Hausarbeit zu leisten, sondern nur die verbliebene Leis-

tungsfähigkeit des Versicherten selbst147.     

•  Der hauswirtschaftliche Schadenminderungsabzug benachteiligt in der Regel Frau-

en, die mehrheitlich im Haushalt tätig sind, und ist deshalb auch in Bezug auf die 

Geschlechtergleichheit148 verfassungsrechtlich suspekt. Eine Benachteiligung wäre 

vor dem Hintergrund des faktischen Geschlechtergleichbehandlungsgebotes nur zu-

lässig, wenn zwingende biologische oder funktionelle Umstände eine Ungleichbe-

handlung erfordern würden149. 

•  Eine unterschiedliche Invaliditätsbemessung liegt ferner insoweit vor, als bei Män-

nern in der Regel die Einkommensvergleichsmethode herangezogen und bei dieser 

kein hypothetisches Invalideneinkommen der Angehörigen hinzugerechnet bzw. bei 

Selbstständigerwerbenden im Zusammenhang mit der ausserordentlichen Betäti-

                                                
144 Statt vieler Urteil EVG vom 02.07.2001 (I 85/01) E. 3b. 
145 Vgl. Art. 14 BV. 
146 Vgl. BGE 118 V 206 E. 5b und 113 V 31 E. 4d. 
147 So Urteile Versicherungsgericht SG vom 22.01.2007 (IV 23006/60) E. 2b und vom 26.09.2006 (IV 
2006/10) = SGGVP 2006 Nr. 11 E. 4.  
148 Vgl. Art. 8 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 1 BV. 
149 Vgl. BGE 123 I 152 E. 3a, 120 V 312 E. 2a, 117 Ia 262 E. 2a, 117 V 318 E. 2a und 116 V 198 E. 
II/2a/bb. 
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gungsvergleichsmethode das hypothetische Entgelt für im Betrieb mitarbeitende 

Angehörige invaliditätserhöhend berücksichtigt wird150. 

Entgegen der höchstrichterlichen Rechtsprechung151 ist – mit dem Versicherungsge-

richt des Kantons St. Gallen – eine Schadenminderungspflicht in der Form des Beizu-

ges von Familienmitgliedern zur Erledigung jener Arbeit, die der versicherten Person 

behinderungsbedingt nicht mehr möglich ist, abzulehnen152.  

V. Hauswirtschaftliche Ohnehinleistungen von Angehörigen 

Die Ablehnung einer eigentlichen Schadenminderungspflicht bedeutet jedoch nicht, 

dass dem Versicherten die Hausarbeiten angerechnet werden dürfen, die Angehörige 

ohne Eintritt des Gesundheitsschadens ohnehin ausgeführt hätten. Es muss deshalb 

zwischen den Ohnehin- und den Mehrleistungen der Angehörigen unterschieden wer-

den. Angehörige helfen erfahrungsgemäss im Haushalt mit, weshalb bei der Konkreti-

sierung der mutmasslich vom Versicherten verrichteten Haushaltarbeiten nicht die von 

den Angehörigen ohnehin erbrachten Hausarbeiten berücksichtigt werden dürfen153.  

Die von der Rechtsprechung in diesem Zusammenhang geprägte Formel («Geht es um 

die Mitarbeit von Familienangehörigen, ist deshalb danach zu fragen, wie sich eine 

vernünftige Familiengemeinschaft einrichtete, wenn keine Versicherungsleistungen zu 

                                                
150 Vgl. z.B. Urteile EVG vom 22.08.2003 (I 316/02) E. 1, vom 29.01.2003 (I 185/02) E. 3.3 und vom 
28.02.2001 (I 71/99) E. 2c. 
151 Das EVG hat nur sehr selten von den Angehörigen keine hauswirtschaftliche Mehrleistung gefor-
dert. Siehe dazu die Urteile EVG vom 08.02.2006 (I 673/05) E. 2.2 (keine Anrechnung einer hauswirt-
schaftlichen Mithilfe des Ehemannes) und vom 11.08.2003 (I 681/02) E. 4.4: «Keinesfalls darf unter 
dem Titel der Schadenminderungspflicht die Bewältigung der Haushalttätigkeit in einzelnen Funktio-
nen oder insgesamt auf die übrigen Familienmitglieder überwälzt werden mit der Folge, dass gleich-
sam bei jeder festgestellten Einschränkung danach gefragt werden müsste, ob sich ein Familienmit-
glied finden lässt, das allenfalls für eine ersatzweise Ausführung der entsprechenden Teilfunktion in 
Frage kommt. Im nicht veröffentlichten Urteil C. vom 8. November 1993 (I 407/92) hat das Gericht 
erwogen, die im Rahmen der Invaliditätsbemessung bei einer im Haushalt tätigen Person zu berück-
sichtigende Mithilfe von Familienangehörigen (insbesondere der Kinder) gehe weiter als die ohne Ge-
sundheitsschädigung üblicherweise zu erwartende Unterstützung (ebenso Urteile S. vom 28. Februar 
2003 [I 685/02] und S. vom 4. September 2001 [I 175/01]; vgl. auch Meyer-Blaser, a.a.O., S. 223). 
Daraus kann gegebenenfalls ein gefälschtes Bild von der tatsächlichen Behinderung der leistungsan-
sprechenden Person resultieren». 
152 Vgl. Urteile Versicherungsgericht SG vom 22.01.2007 (IV 23006/60) E. 2b und vom 26.09.2006 
(IV 2006/10) = SGGVP 2006 Nr. 11 E. 4.  
153 Siehe Art. 39 Abs. 2 IVV. 
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erwarten wären»154) ist unklar. Regelmässig wird diese Umschreibung doppelsinnig 

sowohl für die üblichen Ohnehinleistungen vor Eintritt des Gesundheitsschadens als 

auch für die Mehrleistungen nach Eintritt des Gesundheitsschadens verstanden155. 

Nach der vorliegend vertretenen Auffassung ist die richterliche Erwägung dahinge-

hend zu präzisieren, dass lediglich die übliche vor Eintritt des Gesundheitsschadens 

von Angehörigen erbrachte Mithilfe im Haushalt nicht berücksichtigt werden darf. Der 

invalidenversicherungsrechtliche Hausarbeitsunfähigkeitsgrad ist deshalb bezogen auf 

die vom Versicherten selbst ohne Eintritt des Gesundheitsschadens mutmasslich er-

brachten hauswirtschaftlichen Verrichtungen zu bestimmen.  

Mit einer Abklärung vor Ort lassen sich sowohl Validen- und Invalidenhausarbeitstä-

tigkeit des Versicherten als auch die Ohnehinmithilfe von Angehörigen im Validen- 

bzw. Invalidenhaushalt nicht eruieren. Die Abklärungsperson muss diesbezüglich auf 

subjektive Angaben des Versicherten abstellen. Diese Abklärungsmethode ist fehler- 

und willküranfällig, weshalb sich de lege ferenda Alternativen aufdrängen.  

Anhand der Erfahrungswerte der Schweizerischen Arbeitskräfteerhebung (SAKE)156 

lässt sich das quantitative Ausmass der üblichen Hausarbeit von Frauen und Männern 

bestimmen. Die SAKE-Tabellen unterscheiden sechs Haushaltstypen (Einpersonen-

haushalte, 2-Personen-Paarhaushalte, Familienhaushalte mit 1 Kind, Familienhaushal-

te mit 2 Kindern, Familienhaushalte mit 3 oder mehr Kindern und Einelternhaushalte) 

und differenzieren den hauswirtschaftlichen Zeitaufwand nach Alter und Erwerbssta-

tus des Versicherten sowie nach Anzahl und Alter der Kinder.  

Es stellt sich deshalb – nicht zuletzt, weil die SAKE-Tabellen zur Berechnung des 

haftpflichtrechtlichen Haushaltschadens herangezogen werden157 – die berechtigte 

Frage, ob es nicht sinnvoller wäre, das Tabellenwerk auch bei der Bestimmung des in-

                                                
154Urteil EVG vom 05.12.2006 (I 228/06 und I 245/06) E. 7.1.2. Ferner Urteile EVG vom 17.11.2003 
(I 467/03) E. 3.2.2, vom 11.08.2003 (I 681/02) E. 4.4, vom 22.02.2001 (I 511/00) E. 3a und vom 
08.11.1993 (I 407/92) E. 2b.  
155Ibid.  
156 Siehe dazu BUNDESAMT FÜR STATISTIK, Arbeitsplatz Haushalt: Zeitaufwand für Haus- und Fami-
lienarbeit und deren monetäre Bewertung. Statistische Grundlagen und Tabellen für die Bemessung 
des Haushaltschadens auf der Basis SAKE 2004 und LSE 2004,  Neuenburg 2006 (online verfügbar 
unter http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/einkommen_und_lebensqualitaet/unbezahl-
te_arbeit/blank/publikationen.Document.78555.pdf). 
157 Vgl. z.B. BGE 132 III 321 E. 3.6, 131 III 360 E. 8.2 und 129 III 135 E. 4.2.2.1. 
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validenversicherungsrechtlichen Hausarbeitsunfähigkeitsgrades heranzuziehen. Vom 

durchschnittlichen Zeitaufwand, den der Versicherte im mutmasslichen Validenhaus-

halt158 verwendet hätte, müsste lediglich ein ermessensweiser Abzug gemacht werden, 

welcher der gesundheitsbedingten Beeinträchtigung der hauswirtschaftlichen Leis-

tungsfähigkeit des Versicherten entspricht. In Anbetracht der hohen Scheidungsrate 

und der räumlichen Mobilität ist die Invaliditätsbemessung im Hinblick auf einen 

durchschnittlichen Haushalt ohnehin der heutigen Praxis vorzuziehen, die auf den In-

validenhaushalt im Verfügungszeitpunkt abstellt.    

Ob die Beurteilung der Beeinträchtigung der hauswirtschaftlichen Leistungsfähigkeit 

weiterhin durch eine Abklärung vor Ort oder durch eine ärztliche Schätzung – wie in 

den anderen nichterwerblichen Aufgabenbereichen159 – zu bestimmen ist, ist von der 

Rechtsprechung zu klären. Der vermehrte Miteinbezug von ärztlichen Leistungsfähig-

keitsbeurteilungen wäre – nicht nur bei psychischen Leiden – zu begrüssen.  

Das Problem der Ohnehinleistungen der Angehörigen stellt sich bei diesem neuen me-

thodologischen Ansatz ebenfalls nicht, weil die SAKE-Tabellen nur den Zeitaufwand 

einer Person wiedergeben. Weder Abklärungsperson und Arzt noch Verwaltung und 

Richter müssen sich bei dieser statistischen Methode mit der rechtstaatlich nicht be-

friedigend zu lösenden Frage beschäftigen, welche Hausarbeiten Angehörige ohnehin 

erbracht hätten oder (zusätzlich) erbringen sollte.     

 

                                                
158 Dazu supra Ziff. II/C/2. 
159 So BGE 130 V 97 E. 3.3. 


